
Holocaust am Tage der Befreiung
des Konzentrationslagers Ausch-
witz hat das Junge Forum der
Deutsch-Israelischen Gesellschaft
für 16.30 Uhr zu einer Kundgebung
gegen Antisemitismus auf dem
Opernplatz aufgerufen. Ursprüng-
lich hatte Organisatorin Jana Wei-
demeier nur mit mehreren Hundert
Menschen gerechnet. Nun hofft sie
auf deutlichmehr.

„Uns geht es nicht nur umdie Er-
innerung an Vergangenes, sondern
darum, dafür einzustehen, dass so
etwas nie wieder passiert. Nie wie-
der ist jetzt“, sagt Weidemeier. Die
Kundgebung sei der Auftakt zweier
Aktionswochen gegen Antisemitis-
mus, in denen Plakataktionen, Dis-
kussionsrunden und Vorträge ge-
plant seien.

Nach der Kundgebung gegen rechts: „Es muss weitergehen“
Mitorganisator Hajo Rosenbrock erklärt, was ihn besonders beeindruckt hat und warum dieser Protest erst der Anfang gewesen sein darf

Die Eindrücke am Sonnabend wa-
ren so überwältigend – Hajo Rosen-
brock brauchte danach „einen Tag,
um das erst einmal zu verarbeiten“.
Als Mitorganisator der Demonstra-
tiongegen rechtshattederSprecher
des Kuratoriums des Freundeskrei-
ses Hannovermit rund 10.000Men-
schengerechnet. Eswurden 35.000.
„Das ist ein wirklich großer Erfolg
für die Stadtgesellschaft“, sagt Ro-
senbrock.

Beeindruckt habe ihn vor allem,
wie breit der Protest aufgestellt ge-
wesen sei. Gekommen seien auch
„viele, die es sonst nicht gewohnt
sind, auf Demonstrationen zu ge-
hen“. Die Bewegung sei „sehr bür-
gerlich“ gewesen, sowohl junge als

Von Christian Bohnenkamp

Sie sind mehr: 35.000 Menschen gingen am Sonnabend in Hannover gegen
Rassismus und rechte Aussiedlungspläne auf die Straße. Foto: Jonas Dengler

tun? Oft wird in Diskussionen um
die Verbreitung von menschen-
feindlichem Gedankengut gefor-
dert, die „schweigende Mehrheit“
müsse endlich laut werden und sich
stärker für Demokratie und Men-
schenrechte einsetzen. Doch wie
genau geht das? Hier finden Sie
Tipps und Anregungen.

▶Sich demokratisch beteiligen
Die wichtigste Möglichkeit, sich für
den Erhalt der Demokratie einzu-
setzen, ist, sich an ihr zu beteiligen.
Das bedeutet in erster Linie:wählen
gehen. Wann immer man aufgefor-
dertwird, seineStimmeabzugeben,
sollte man dies auch tun. Egal, ob
Bundestag, Europaparlament oder
Gemeinderat – alle diese Gremien
sind wichtige Säulen der Demokra-
tie.

Die Beteiligung beginnt an der
Wahlurne, aber es gibt noch viele
andere Möglichkeiten: Um sich für
konkrete Ziele einzusetzen, kann
man Onlinepetitionen unterzeich-
nenoder selbst einePetition starten.
DasgehtzumBeispielaufdenPorta-
len OpenPetition, Campact oder
Change.org. Auf kommunaler Ebe-
ne oder im Bundesland gibt es die
Möglichkeit,Unterschriftenzusam-
meln und einen Bürgerentscheid zu
initiieren. Außerdem kann man die
eigene Stimme hörbar machen, in-
demman an die oder den Abgeord-
neten im eigenen Wahlkreis
schreibt. Auch Bürgersprechstun-
den mit den lokalen Politikerinnen

und Politikern bieten eine Anlauf-
stelle,ummitEntscheidungsträgern
insGespräch zu kommen.Wer noch
weitergehen will, kann auch selbst
einer demokratischen Partei beitre-
ten.

▶Sichmit Betroffenen solidari-
sieren
Solidarität mit den Menschen im
eigenenUmfeld kannman auf viele
Arten zeigen. Dazu gehört zumBei-
spiel nachzufragen, welche Unter-
stützung sich Betroffene vonRassis-
mus und Anfeindungen wünschen
würden.Esgeht aber auchumZivil-
courage:WennMenschen inderÖf-
fentlichkeit bedrängt, beleidigt
oder bedroht werden, darf das Um-
feld nicht wegsehen. Es gehört oft
etwas Überwindung dazu, aber es
macht einen großen Unterschied,
wennSie sicheinmischen,wennbe-
leidigende Sätze fallen. Dabei ist
schon viel getan, wenn Sie deutlich
machen, dass Sie die menschen-
feindliche Haltung nicht teilen.
Oder Sie sagen ganz klar, was Ihre
Meinung ist und wofür Sie einste-
hen. Denn ein Schweigen der um-
stehendenPersonenkönnendieTä-
ter als Zustimmung deuten.Wichtig
bleibt aber auch: Niemand sollte
sich selbst inGefahr bringen! Rufen
Sie in bedrohlichen Situationen im-
mer die Polizei!

▶Hasskommentaremelden
Was im echten Leben gilt, stimmt
auch im Netz: Bei Hass und Hetze

sollte man nicht weiterscrollen.
Menschenverachtende Aussagen
in den sozialen Medien sollten
konsequent an die Betreiber ge-
meldet werden. Selbst wenn die
Meldungen häufig keine direkten
Konsequenzen haben und Profile
nicht sofort gelöscht werden, ist
dieses Vorgehen nicht zwecklos.
Denn jeöfter einPostingoderProfil
von verschiedenen Personen ge-
meldetwird, desto ernster nehmen
die Betreiber sie – und schreiten ir-
gendwann ein.

▶Das hilft gegen Hass und Hetze
Die Demonstrationen gegen
rechts nehmen an Fahrt auf – und
das wird auch Zeit, meint
Extremismusforscherin Beate
Küpper. Denn auch die „neuen
Nazis“ sind auf dem Vormarsch.
Küpper erklärt, wie man sich im
Kampf gegen rechts einbringen
kann.

Posts, die einen Straftatbestand
erfüllen, weil sie zum Beispiel
volksverhetzend sind, kann man
auch bei der Polizei anzeigen. Da-
für ist es wichtig, Beweise in Form
von Screenshots zu sammeln. Das
geht zumBeispiel über die zentra-
le Meldestelle des Bundeskrimi-
nalamts oder über die Onlinewa-
chen der Bundesländer. Oderman
meldet die Postings an die Melde-
stellen HateAid oder REspect!.
Dort wird dann nach juristischen
Kriterien entschieden,wiemit den
Posts weiter umgegangenwird.

▶Diskussionen trainieren
In der Familie, amArbeitsplatz oder
in der Straßenbahn – immer wieder
begegnen uns imAlltag rassistische
Meinungen oder falsche Behaup-
tungen über bestimmte Gruppen
von Menschen. Dagegen spontan

anzugehen ist nicht einfach. Oft fal-
len einem nicht gleich die richtigen
Argumente ein, oder man ist ratlos,
was man überhaupt antworten
kann. AmEnde fühlt man sich dann
häufig hilflos und geht Diskussio-
nen gleich ganz aus demWeg.

Botschaft gegen rechts: Am Sonnabend haben viele Menschen auf und um den Opernplatz Haltung gegen Demokratiefeindlichkeit gezeigt – darunter gab es viele individuelle Meinungen zu lesen. Foto: Jonas Dengler

auch alte Menschen hätten sich da-
ran beteiligt. „Auch ganz viele
Sportvereinewarendabei,da-
rauf bin ich wirklich stolz“,
berichtet Rosenbrock,
der auch Vorsitzender
des Turn-Klubbs Han-
nover (TKH) ist.

Zwischenzeitlich ha-
be er die Sorge gehabt,
dass die Demo auf dem
Opernplatz wegen Über-
füllung wie in anderen
Städten abgebrochen
werden muss. „Das wäre
schade gewesen, aber im
Grunde zugleich ein positives Sig-
nal“, sagt Rosenbrock.

Für ihn steht fest: „Diese Demo
war ein ganzwichtiger Impuls. Aber
es muss weitergehen.“ Alle seien

gefordert, etwas zu tun. „Auch im
ganz kleinen Kreis von Freunden

und Familie etwas dagegen zu
sagen, wenn jemand eine
rechte Parole macht.“ Ro-
senbrock hält weitere
Großdemos in Hanno-
ver fürmöglich. Rund40
Organisationen hätten
den Protest unterstützt.
Gemeinsam wolle man in
den kommendenWochen
beobachten, was sich be-
wege. „Wenn sich zu we-
nig tut,müssenwirwieder
den Finger in die Wunde

legen“, kündigt Rosenbrock an.
Die nächste Gelegenheit, gegen

rechte Hetze in Hannover Position
zu beziehen, gibt es am 27. Januar.
Anlässlich des Gedenkens an den
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Was jeder Einzelne tun kann
Zehntausende Menschen in Deutschland gehen zurzeit gegen rechtsextremes

Gedankengut auf die Straße. Viele fragen sich, was sie außerdem noch tun können,
um sich für die Demokratie starkzumachen. Diese Ideen helfen weiter.

Ob in München, Hamburg, Köln
oder Leipzig – bundesweit haben
am Wochenende wieder Zehntau-
sende Menschen gegen Rechtsext-
remismus und für die demokrati-
scheGesellschaft demonstriert. Der
Andrang war so groß, dass einige
Veranstaltungen wegen Überfül-
lung abgebrochen werden muss-
ten.

An der riesigenZahl der Teilneh-
menden zeigt sich, wie groß das Be-
dürfnis in der Bevölkerung ist, sich
für demokratische Werte einzuset-
zen. Auf der Straße Präsenz zu zei-
gen ist einwichtiges undwirksames
Mittel, um für die eigenen politi-
schen Überzeugungen einzutreten.
Dochwaskannmanaußerdemnoch

Von Kristina Auer

Ab in die Tonne: Freda Hilbig (16)
(links) und Ava Hahnheiser (17) auf
der Demonstration gegen rechts.

Klare Forderung: Diese Demonstrantin in Hannover hält ein Pappschild in die
Luft, auf dem sie das AfD-Verbot verlangt. Foto: Christian Behrens
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